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KANTON AARGAU

PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATS

Sitzung vom 15. Februar 2017 Versand: 21. Februar 2017

Regierungsratsbeschluss Nr. 2017-000107

Gemeinde Frick; Nutzungsplanung Siedlung, Teildnderung Standorte mittelgrosse Verkaufs-
nutzungen; Genehmigung; Publikation; Auftrag an Staatskanzlei

Sachverhalt

1. Planungsrechtliches Verfahren

1.1 Verfahrensdaten

Abschliessender Vorprifungsbericht 6. August 2014

Offentliche Auflage und Mitwirkung 11. September 2014 bis 13. Oktober 2014
Beschluss Gemeindeversammlung 26. Juni 2015

Eingereicht zur Genehmigung 21. November 2016

Ablauf der Beschwerdefrist 27. Dezember 2016

Die Verfahrensvoraussetzungen fir die Genehmigung sind erflllt.

1.2 Genehmigungsbehorde

Der Regierungsrat ist fur die Genehmigung der eingereichten Vorlage zustandig. Sie fallt nicht unter
die Ausnahmen, welche gemass § 27 Abs. 1 des Gesetzes Uiber Raumentwicklung und Bauwesen
(Baugesetz, BauG) vom 19. Januar 1993 durch den Grossen Rat zu genehmigen sind.

1.3 Rechtsschutz

Zur Vorlage sind keine Beschwerden eingereicht worden.

2. Die Vorlage im Uberblick

Zur Genehmigung liegen die verbindlichen Inhalte der von der Gemeindeversammlung Frick am
26. Juni 2014 beschlossenen Vorlage vor:

» Teilanderung Bauzonenplan "Standorte mittelgrosse Verkaufsnutzungen"
» Teilanderung Bau- und Nutzungsordnung/Erganzung § 10 BNO

Die verbindlichen Teile der Vorlage sind im orientierenden Planungsbericht der Gemeinde vom Ap-
ril 2014 erlautert und begriindet (Planungsbericht gemass Art. 47 Raumplanungsverordnung, RPV).



2.1 Planungsgegenstand und Zielsetzungen

Die Gemeinde Frick hat in der neuen, vom Regierungsrat am 9. Marz 2011 genehmigten Nutzungs-
planung die Verkaufsflachen planungsrechtlich geregelt. In der Praxis wurde jedoch festgestellt, dass
der rechtskraftige § 10 Abs. 2 der Bau- und Nutzungsordnung (BNO) in verschiedenen Beziehungen
interpretationsbedurftig ist und zu Unklarheiten fuhrt. Mit der vorliegenden Teilrevision soll deshalb
diesbezuglich Rechtssicherheit geschaffen werden.

2.2 Vorprifungsergebnis

Die Vorprifung ist mit Bericht vom 6. August 2014 ohne Vorbehalte abgeschlossen worden.

2.3 Nutzungsplan Siedlung

Das neu in der Bau- und Nutzungsordnung erwahnte Gebiet "Schranke" wird ortlich klar bezeichnet.

2.4 Bau- und Nutzungsordnung (BNO)

Die Verkaufsnutzungen werden in den Arbeitszonen mit Ausnahme des Gebiets "Schranke" auf
500 m2je Standort beschrankt. Im Gebiet "Schranke" wird die Verkaufsnutzung auf die bereits be-
stehenden 3'000 m? festgelegt.

Erwagungen

3. Gesamtbeurteilung

3.1 Uberpriifungsbefugnis

Die Genehmigungsbehdrde priift die Nutzungsplane auf Rechtmassigkeit, auf Ubereinstimmung mit
den kantonalen Richtplanen und den regionalen Sachplanen sowie auf angemessene Berticksichti-
gung der kantonalen und regionalen Interessen (§ 27 Abs. 2 BauG).

3.2 Ubereinstimmung mit dem kantonalen Richtplan

Gemass rechtskraftiger Nutzungsplanung der Gemeinde Frick sind in der Arbeitszone mit Ausnahme
von zwei in der BNO bezeichneten Gebieten Verkaufsgeschafte iber 500 m? Nettoladenflache (NLF)
je Standort nicht zulassig. Mit der Teilanderung der Nutzungsplanung sollen im Gebiet "Schranke"
die bereits bestehenden Verkaufsnutzungen legalisiert werden (bis zu maximal 3'000 m? NLF).

Frick ist ein Landliches Zentrum. In diesen Gemeinden ist fur mittelgrosse Verkaufsnutzungen kein
Richtplanverfahren erforderlich, in der kommunalen Nutzungsplanung ist ausserhalb der Zentrums-
gebiete jedoch eine konkrete Zonenvorschrift erforderlich. Gemass Planungsbericht betragt die Net-
toladenflache im Gebiet "Schranke" bereits heute ca. 3'000 m? (Legalisierung). Die vorliegende An-
passung der BNO ist somit aus Sicht des Richtplans vertretbar, auch wenn die einschlagigen
Kriterien gemass Richtplankapitel S 3.1, Planungsgrundsatz B nicht erfillt werden.

Mit der expliziten Regelung in der Nutzungsplanung wird der Fortbestand der aktuell bestehenden
Einkaufsflachen an diesem Standort gesichert. Aus raumplanerischer Sicht sind Verkaufsnutzungen
an dieser peripheren Lage hochst problematisch (Konkurrenzierung der Ortszentren). Die Verkaufs-
nutzungen werden bewusst auf den Bestand beschrankt. Einer allfalligen spateren Erweiterung der
Nettoladenflachen an diesem Standort kdnnte aus raumplanerischer Sicht nicht zugestimmt werden.
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3.3 Regionale Abstimmung

§ 13 Abs. 1 BauG verlangt, dass Nutzungsplanungen regional abzustimmen sind. Verkaufsnutzun-
gen haben ohne Zweifel grundsatzlich regionale Auswirkungen. Da im konkreten Fall jedoch "ledig-
lich" der Bestand gesichert werden soll, kann ausnahmsweise auf eine regionale Stellungnahme
verzichtet werden.

3.4 Abstimmung von Siedlung und Verkehr

Die Anderung wird im Hinblick auf die Verkehrsbelange als nicht wesentlich beurteilt.

3.5 Bau- und Nutzungsordnung (BNO)

Die vorgesehene Teilanderung von § 10 Abs. 2 und 3 BNO fuhrt zur rechtlichen Klarung und dient
der Rechtssicherheit. Sie ist rechtskonform und soweit sachgerecht.

4. Ergebnis

Die Vorlage erflllt die gesetzlichen Voraussetzungen fir die Genehmigung.

Beschluss
1.

Die Nutzungsplanung Siedlung, Teildanderung Standorte mittelgrosse Verkaufsnutzungen, beschlos-
sen von der Gemeindeversammlung Frick am 26. Juni 2015, wird genehmigt.

2.

Die Staatskanzlei wird mit der Publikation im Amtsblatt beauftragt.

U A
z

Vincenza Trivigno
Staatsschreiberin

Verteiler
* Gemeinderat, Gemeindehausplatz 1, 5070 Frick
* Departement Bau, Verkehr und Umwelt
Abteilung Raumentwicklung BVU (mit Akten)
Rechtsabteilung BVU
Abteilung Wald BVU
Staatskanzlei (Amtsblatt)

Rechtsmittelbelehrung

1.

Gegen diesen Entscheid kann innert einer nicht erstreckbaren Frist von 30 Tagen seit der amtlichen Publikation
beim Verwaltungsgericht des Kantons Aargau, Obere Vorstadt 40, 5000 Aarau, Beschwerde gefiihrt werden.
Die Frist steht still vom siebten Tag vor Ostern bis und mit dem siebten Tag nach Ostern, vom 15. Juli bis und
mit dem 15. August und vom 18. Dezember bis und mit dem 2. Januar.
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2.

Die Beschwerdeschrift ist von der Partei selbst oder von einer Anwaltin beziehungsweise einem Anwalt zu ver-
fassen, welche(r) gemass dem Bundesgesetz uber die Freizlgigkeit der Anwaltinnen und Anwalte (Anwaltsge-
setz, BGFA) vom 23. Juni 2000 zur Vertretung von Parteien vor Gericht berechtigt ist.

Die Beschwerdeschrift muss einen Antrag und eine Begriindung enthalten, das heisst es ist
a) anzugeben, wie das Verwaltungsgericht entscheiden soll, und
b) darzulegen, aus welchen Griinden diese andere Entscheidung verlangt wird.

3.
Auf eine Beschwerde, welche den Anforderungen gemass den Ziffern 1 oder 2 nicht entspricht, wird nicht einge-
treten.

4.
Eine Kopie des angefochtenen Entscheids ist der unterzeichneten Beschwerdeschrift beizulegen. Allféllige Be-
weismittel sind zu bezeichnen und soweit mdglich einzureichen.

5.
Das Beschwerdeverfahren ist mit einem Kostenrisiko verbunden, das heisst die unterliegende Partei hat in der
Regel die Verfahrenskosten sowie gegebenenfalls die gegnerischen Anwaltskosten zu bezahlen.

4 von 4



	1. Planungsrechtliches Verfahren
	1.1 Verfahrensdaten
	1.2 Genehmigungsbehörde
	1.3 Rechtsschutz

	2. Die Vorlage im Überblick
	2.1 Planungsgegenstand und Zielsetzungen
	2.2 Vorprüfungsergebnis
	2.3 Nutzungsplan Siedlung
	2.4 Bau- und Nutzungsordnung (BNO)

	3. Gesamtbeurteilung
	3.1 Überprüfungsbefugnis
	3.2 Übereinstimmung mit dem kantonalen Richtplan
	3.3 Regionale Abstimmung
	3.4 Abstimmung von Siedlung und Verkehr
	3.5 Bau- und Nutzungsordnung (BNO)

	4. Ergebnis

